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Deskriptoren Arbeitsunfall

Unfallereignis
distale Bizepssehnenruptur

Leitsätze Das überraschende Nachfassen an einem
wegen glatter Oberfläche schwer zu
fassenden 50 kg schweren Findling und
die dadurch entstehende Krafteinwirkung
können geeignet sein, einen Riss der
körperfernen Bizepssehne
herbeizuführen.

Normenkette SGB VII § 8 Abs. 1 Satz 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 U 115/16
Datum 30.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 155/18
Datum 18.08.2020

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Fulda vom 30.
Juli 2018 sowie der Bescheid der Beklagten vom 7. September 2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 2. Dezember 2016 aufgehoben und festgestellt, dass
es sich bei dem Ereignis vom 22. Juli 2016 um einen Arbeitsunfall handelt sowie bei
der Bizepssehnenruptur rechts um einen Gesundheitserstschaden dieses Unfalls.

II. Die Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in
beiden Instanzen zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.
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Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Feststellung des Ereignisses vom 22. Juli 2016 als
Arbeitsunfall sowie der Bizepssehnenruptur rechts als Gesundheitserstschaden
dieses Unfalls.

Im Durchgangsarztbericht vom 23. Juli 2016 wurde mitgeteilt, dass der 1957
geborene und bei der Beklagten als selbstÃ¤ndiger Steinmetzmeister versicherte
KlÃ¤ger bei seiner beruflichen TÃ¤tigkeit am 22. Juli 2016 um 16.45 Uhr mit einem
Kunden zusammen einen Stein aufgehoben habe, als es plÃ¶tzlich in seinem
rechten Oberarm geknackt habe. Der Durchgangsarzt Dr. D., Kreiskrankenhaus
Rotenburg a. d. Fulda, stellte bei der Untersuchung um 17.14 Uhr am selben Tag
eine distale Bizepssehnenruptur rechts fest, die nach dem OP-Bericht des Dr. E.
vom 27. Juli 2016 operativ behandelt wurde (Re-Insertion der distalen Bizepssehne
mittels Mitek-Ankern). Das Kreiskrankenhaus Rotenburg teilte der Beklagten
telefonisch mit, dass weder eine histologische Untersuchung durchgefÃ¼hrt noch
Bildmaterial der Verletzung angefertigt worden sei. In dem vom KlÃ¤ger am 1.
August 2016 unterschriebenen Fragebogen der Beklagten wurde ausgefÃ¼hrt, dass
er einen ca. 80 kg schweren Stein gehoben habe. Der Stein habe etwas verrÃ¼ckt
werden sollen. Es wurde die Antwortalternative angekreuzt, dass der tatsÃ¤chliche
Bewegungsablauf nicht vom geplanten Bewegungsablauf abgewichen sei.

Mit Bescheid vom 7. September 2016 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von
Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung ab, weil zwischen dem Riss der
kÃ¶rperfernen Bizepssehne rechts und dem Ereignis vom 22. Juli 2016 kein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang bestehe. Der Hergang vom 22. Juli 2016 sei nicht
geeignet gewesen, die Bizepssehnenverletzung zu verursachen. Es habe sich um
eine willentliche Kraftanstrengung ohne zusÃ¤tzliche Ã¤uÃ�ere Einwirkung
gehandelt, so dass es zur Anerkennung eines Arbeitsunfalls an dem Merkmal der
Ã¤uÃ�eren Gewalteinwirkung fehle. Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger am
22. September 2016 Widerspruch ein und stÃ¼tzte sich auf das sog.
"Grabsteinurteil" des Bundesozialgerichts (BSG) vom 12. April 2005 â�� B 2 U 27/04
R. Mit Widerspruchsbescheid vom 2. Dezember 2016 wies die Beklagte den
Widerspruch des KlÃ¤gers als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 30. Dezember 2016 Klage bei dem Sozialgericht
Fulda (Sozialgericht) erhoben und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, das Ereignis vom
22. Juli 2016 stelle einen Arbeitsunfall dar. Er habe im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit
einen Stein fÃ¼r den Garten eines Kunden (geschÃ¤tztes Gewicht ca. 80 kg)
ausgeliefert. Nachdem der Stein abgeladen worden sei, hÃ¤tten der Herr F. und er
ihn noch etwas verrÃ¼cken wollen, da er nicht richtig gelegen habe. Beim Anheben
des Steines habe er plÃ¶tzlich ein ReiÃ�en und Schmerzen im rechten Arm
verspÃ¼rt. Der KlÃ¤ger hat als Zeugen Herrn F. F. und Herrn G. G. benannt.

Das Sozialgericht hat diverse RÃ¶ntgen und CT-Aufnahmen sowie Befundberichte
und KarteikartenauszÃ¼ge bei der Praxis fÃ¼r Neurochirurgie Dr. H., der Praxis
fÃ¼r Allgemeinmedizin/Innere Medin Dr. J. sowie bei dem Kreiskrankenhaus
Rotenburg/Fulda beigezogen bzw. eingeholt. Ferner hat es Kopien aus der
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Schwerbehindertenakte beigezogen.

Sodann hat das Sozialgericht von Amts wegen ein Gutachten bei dem Facharzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie Dr. K. vom 4. Mai 2017 eingeholt. Dr. K. hat
ausgefÃ¼hrt, zum Unfallhergang habe der KlÃ¤ger den aktkundigen Sachverhalt
bestÃ¤tigt und angegeben, dass er mit einem Kunden zusammen einen Stein habe
hochheben wollen, dessen Gewicht er mit ca. 50 kg einschÃ¤tze. Beim Anheben des
Steines habe er ein ReiÃ�en am rechten Arm verspÃ¼rt, den Stein losgelassen und
die Arbeit abgebrochen. Als GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen bei dem KlÃ¤ger hat
der SachverstÃ¤ndige eine distale Bizepssehnenruptur rechts mit Reinsertion der
Sehne am 27. Juli 2016 und verbliebender geringer FunktionseinschrÃ¤nkung, eine
deutliche FunktionseinschrÃ¤nkung des rechten Schultergelenks nach
Schulterblattmehrfragmentfraktur und Nervus-axillaris SchÃ¤digung rechts im
Rahmen einer Polytraumatisierung 1999 sowie eine RadiuskÃ¶pfchenfraktur rechts
1993 festgestellt. Dr. K. hat weiter ausgefÃ¼hrt, dass sich nach Auswertung von
RÃ¶ntgengaufnahmen des rechten und linken Ellenbogengelenks keine
degenerative VerschleiÃ�erkrankung gezeigt habe. Auf beiden Seiten habe sich
radiologisch kein Hinweis auf Verkalkungen im Bereich der Muskel- und
SehnenansÃ¤tze ergeben. Die einliegenden drei Mitek-Anker zur Reinsertion der
distalen Bizepssehne am rechten Ellenbogen hÃ¤tten sich radiologisch ohne
Hinweis auf Lockerung oder Infekt dargestellt. Dr. K. hat keine der von ihm
festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen als Folge des Ereignisses vom 22. Juli 2016
angesehen, da der geschilderte biomechanische Ablauf des Unfallereignisses keine
GefÃ¤hrdung fÃ¼r die distale Bizepssehne darstelle. Es handele sich bei dem
Anheben des Steines mit dem Kunden zusammen um eine gesteuerte Belastung
des Armes. Eine Ã¼berfallartige Belastung lasse sich nicht begrÃ¼nden. Nachdem
weder eine makroskopische Beschreibung der Sehne im OP-Bericht stattgefunden
habe noch eine histologische Untersuchung oder kernspintomographische
Untersuchung des rechten Ellenbogengelenks erfolgt sei, verbleibe zur Beurteilung
des Kausalzusammenhangs Ã¼berwiegend der biomechanische Ablauf des
Unfallereignisses. Dieser stelle eher ein Argument gegen einen
Kausalzusammenhang dar. In der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 31. Januar
2018 zu den EinwÃ¤nden des KlÃ¤gers vom 11. Juli 2017 ist der SachverstÃ¤ndige
bei seiner Auffassung verblieben.

Mit Urteil vom 30. Juli 2018 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass das Ereignis
vom 22. Juli 2016 keinen Arbeitsunfall darstelle, da es an einer Ã¤uÃ�eren
Einwirkung fehle. Die Bizepssehnenruptur rechts sei nicht als PrimÃ¤rschaden
anzuerkennen. Das Sozialgericht schlieÃ�e sich dem schlÃ¼ssigen und
nachvollziehbaren Gutachten des Dr. K. an. Nach den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen liege ein ungeeigneter Unfallmechanismus
vor. Nach dem funktionellen Bauplansystem liege die Zug- und Heb-festigkeit der
Sehne Ã¼ber der KraftbildungsfÃ¤higkeit des Muskels. Eine Sehne, die weniger
zugfest sei, als ihr Muskel an Kraft aufzubringen vermÃ¶ge, sei nach den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen krankhaft verÃ¤ndert.
Als mÃ¶gliche Ursache fÃ¼r eine Sehnenruptur werde die plÃ¶tzliche passive
Bewegung eines muskulÃ¤r festgestellten Gelenkes aufgefÃ¼hrt. Diese plÃ¶tzliche
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passive Bewegung eines muskulÃ¤r festgestellten Gelenkes weise andere
anatomische und physiologische Voraussetzungen auf, als die willentliche
Kraftanstrengung. Nicht ausreichend sei eine das MaÃ� der gewÃ¶hnlichen und
gewohnten Ã¼berschreitenden Bewegungs- und Belastungsphase. Es werde
vielmehr das plÃ¶tzliche Ã¼berfallartige Ã�berdehnen der Sehne gefordert. Wenn
die Kraftanstrengung willentlich geschehen sei, liege eine Ã�berbelastung der
Sehne nicht vor und es fehle an einem geeigneten Unfallereignis. Das Anheben des
Steines durch den KlÃ¤ger sei nach der Ã¼berzeugenden EinschÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen mit jeder anderen normalen Verrichtung des privaten
tÃ¤glichen Lebens austauschbar. Wegen dieser Austauschbarkeit sei das
Unfallereignis hinsichtlich des Sehnenrisses nicht rechtlich wesentlich.

Gegen das ihm am 6. August 2018 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 5.
September 2018 Berufung eingelegt und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, der Unfallhergang hÃ¤tte nÃ¤her aufgeklÃ¤rt werden mÃ¼ssen. Der
SachverstÃ¤ndige habe unberÃ¼cksichtigt gelassen, dass der KlÃ¤ger den Stein
nicht allein, sondern zusammen mit dem Herrn F. bewegt habe, so dass nicht
lediglich eine Kraft von unten nach oben auf seinen KÃ¶rper eingewirkt habe, wie
dies beim bloÃ�en Anheben der Fall sei, sondern es habe auch eine Querbewegung
durch Anheben und DrÃ¼cken des Herrn F. berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen, was
zur plÃ¶tzlich auftretenden und Ã¼berfallartigen Ã�berdehnung der Bizepssehne
bei dem KlÃ¤ger gefÃ¼hrt habe.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Fulda vom 30. Juli 2018 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 7. September 2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 2.
Dezember 2016 aufzuheben und festzustellen, dass es sich bei dem Ereignis vom
22. Juli 2016 um einen Arbeitsunfall handelt sowie bei der Bizepssehnenruptur
rechts um einen Gesundheitserstschaden dieses Unfalls.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Der Senat hat auf Antrag des KlÃ¤gers ein unfallchirurgisches Fachgutachten des
Dr. D., Chefarzt der Chirurgischen Klinik des Kreiskrankenhauses Rotenburg a. d.
Fulda vom 4. Oktober 2019 eingeholt. Dieser hat als GesundheitsstÃ¶rungen des
KlÃ¤gers eine distale Bizepssehnenruptur rechts mit Reinsertion der Sehne am 27.
Juli 2016 mit sehr geringer verbliebener FunktionseinschrÃ¤nkung, einen Zustand
nach Schulterblattmehrfregment-Fraktur und Nervus-axillaris-SchÃ¤digung rechts
im Rahmen einer Polytraumatisierung 1998 mit deutlich verbliebener
FunktionseinschrÃ¤nkung sowie einen Zustand nach RadiuskÃ¶pfchenfraktur rechts
1993 festgestellt. Zum Unfallhergang hat der SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, der
KlÃ¤ger habe mit seinem Kollegen einen Ã¼ber 50 kg schweren Findling mit nasser
OberflÃ¤che angehoben. Dabei sei ihm der Findling aus den Fingern gerutscht.
Beim Nachfassen habe er einen peitschenartigen Schmerz und Schlag im
proximalen rechten Unterarm verspÃ¼rt mit anschlieÃ�ender FunktionseinbuÃ�e im
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Sinne einer distalen Bizepssehnenruptur. Er ist zu dem Ergebnis gelangt, dass
dieser Unfallhergang geeignet gewesen sei, die distale Bizepssehnenruptur zu
verursachen. DafÃ¼r spreche, dass in den unmittelbar posttraumatisch und
prÃ¤operativ durchgefÃ¼hrten RÃ¶ntgenaufnahmen keinerlei degenerativen
VerÃ¤nderungen im Bereich des Ansatzes der distalen Bizepssehne am rechten
Unterarm zu erkennen seien. Durch das Abrutschen des Findlings mit glatter
OberflÃ¤che und das akute Nachfassen des fallenden Steins sei eine akute
Krafteinwirkung auf die distale Bizepssehne erfolgt und diese rupturiert.

Der Senat hat im ErÃ¶rterungstermin vom 18. August 2020 den KlÃ¤ger zu dem
geltend gemachten Unfallhergang am 22. Juli 2016 angehÃ¶rt und hierzu als
Zeugen F. F. und G. G. vernommen. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme
wird auf die Sitzungsniederschrift verwiesen.

Wegen weiterer Einzelheiten sowie des Vortrags der Beteiligten wird auf den Inhalt
der Gerichts- und Verwaltungsakten Bezug genommen, der Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten hatte der Senat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
und ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter durch die
Berichterstatterin Ã¼ber die Berufung des KlÃ¤gers zu entscheiden (Â§ 153 Abs. 1
in Verbindung mit Â§Â§ 124 Abs. 2, 155 Abs. 3 und 4 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG
-).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet.

Das Urteil des Sozialgerichts Fulda vom 30. Juli 2018 und der Bescheid der
Beklagten vom 7. September 2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2.
Dezember 2016 sind rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Der
KlÃ¤ger hat Anspruch auf Feststellung, dass es sich bei dem Ereignis vom 22. Juli
2006 um einen Arbeitsunfall handelt sowie auf Feststellung der Bizepssehnenruptur
rechts als Gesundheitserstschaden dieses Unfalls.

Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch â�� Gesetzliche
Unfallversicherung â�� SGB VII â�� sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten
infolge einer den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). UnfÃ¤lle sind zeitlich
begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem
Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII). FÃ¼r
einen Arbeitsunfall ist danach grundsÃ¤tzlich erforderlich, dass die Verrichtung des
Versicherten zur Zeit des Unfalls der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist
(innerer bzw. sachlicher Zusammenhang), diese Verrichtung zu dem zeitlich
begrenzten, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkenden Ereignis â�� dem
Unfallereignis â�� gefÃ¼hrt hat (UnfallkausalitÃ¤t) und das Unfallereignis einen
Gesundheitsschaden oder den Tod des Versicherten verursacht hat
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Das Entstehen von lÃ¤nger andauernden
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Unfallfolgen aufgrund des Gesundheitserstschadens (haftungsausfÃ¼llende
KausalitÃ¤t) ist keine Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung eines Arbeitsunfalls,
sondern fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Verletztenrente (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai
2006 â�� B 2 U 1/05 R â�� juris Rdnr. 10 m. w. N.). Hinsichtlich des
BeweismaÃ�stabs mÃ¼ssen die Tatbestandsmerkmale der "versicherten
TÃ¤tigkeit", "Verrichtung zur Zeit des Unfalls", des "Unfallereignisses" sowie des
"Gesundheitsschadens" im Grad des Vollbeweises, d.h. mit an Gewissheit
grenzender Wahrscheinlichkeit, fÃ¼r das Gericht feststehen (vgl. BSG, Urteil vom
24. Juli 2012 â�� B 2 U 9/11 R â�� juris Rdnr. 28). DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r
den Nachweis des Ursachenzusammenhangs zwischen dem Unfallereignis und dem
Gesundheitsschaden (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) die hinreichende
Wahrscheinlichkeit. Diese liegt vor, wenn mehr fÃ¼r als gegen den
Ursachenzusammenhang spricht und ernste Zweifel ausscheiden; die reine
MÃ¶glichkeit genÃ¼gt nicht (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R â��
juris).

Eine versicherte TÃ¤tigkeit ist bei dem KlÃ¤ger im Vollbeweis nachgewiesen. Die
Verrichtung des KlÃ¤gers zurzeit des Unfalls, der Transport und das Umsetzen eines
schweren Findlings mit einem Gewicht von mindestens ca. 50 kg zusammen mit
dem Zeugen F. auf das GrundstÃ¼ck des Zeugen G. ist nach Â§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB
VII der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen. Ebenso ist hier ein
Gesundheitsschaden, nÃ¤mlich ein dabei aufgetretener Riss der distalen kurzen
Bizepssehne rechts, im Vollbeweis nachgewiesen.

FÃ¼r das von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende, zeitliche begrenzte Ereignis
(Unfallereignis), das ebenfalls im Vollbeweis nachgewiesen sein muss, ist kein
besonderes, ungewÃ¶hnliches Geschehen erforderlich. AlltÃ¤gliche VorgÃ¤nge wie
Stolpern usw. genÃ¼gen. Es dient der Abgrenzung zu GesundheitsschÃ¤den
aufgrund von inneren Ursache, wie Herzinfarkt, Kreislaufkollaps usw., wenn diese
wÃ¤hrend der versicherten TÃ¤tigkeit auftreten, sowie zu vorsÃ¤tzlichen
SelbstschÃ¤digungen. Die erforderliche Ã¤uÃ�ere Einwirkung auf den KÃ¶rper kann
auch darin bestehen, dass durch betriebliche EinflÃ¼sse eine krankhafte StÃ¶rung
im KÃ¶rperinneren hervorgerufen wird (vgl. BSG, Urteil vom 12. April 2005 â�� B 2
U 27/04 R â�� juris Rn. 12 und Leitsatz). Auch eine geistig-seelische Einwirkung
kann genÃ¼gen. In der Entscheidung vom 2. Mai 2001 â�� B 2 U 18/00 R â�� hat
das BSG bei einem kÃ¶rperlich anstrengenden Heben einer Bohrsonde,
wÃ¤hrenddessen der Versicherte auf einmal einen Schmerz im Halsbereich
verspÃ¼rte, eine Einwirkung angenommen, aber den Ursachenzusammenhang
verneint (BSG, Urteil vom 12. April 2005 â�� B 2 U 27/04 R â�� juris Rn. 13 m. w.
N.). Ob eine und welche Ã¤uÃ�ere Einwirkung vorlag ist ggf. nicht ohne die
eigentlich erst in einem weiteren Schritt zu prÃ¼fende Ursachenbeurteilung
festzustellen. Danach kann die Ã¤uÃ�ere Einwirkung beispielsweise auch in einer
Kraft liegen, die ein schwerer und festgefrorener Stein dem Versicherten
entgegensetzt, liegen (BSG, a. a. O., juris Rn. 14). Nach dem Ergebnis der
Beweisaufnahme ist zur Ã�berzeugung des Senats durch das Ã¼berraschende
Moment und die akute Krafteinwirkung bei dem Nachfassen des Findlings durch den
KlÃ¤ger am 22. Juli 2016 ein Unfallereignis im Vollbeweis nachgewiesen. Der Senat
sieht aufgrund der Beweisaufnahme, hier insbesondere der Aussage des Zeugen F.
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in Zusammenschau mit den Angaben des KlÃ¤gers bei seiner AnhÃ¶rung im
ErÃ¶rterungstermin am 18. Mai 2020, als im Vollbeweis erwiesen an, dass der
mindestens ca. 50 kg schwere Findling von der Sackkarre, die der Zeuge F. mit dem
rechten FuÃ� festgestellt hatte, von dem KlÃ¤ger und dem Zeugen F. Ã¼ber einen
Mauervorsprung bewegt werden sollte. Zu diesem Zweck wurde der Findling von
dem KlÃ¤ger und dem Zeugen F. angehoben. Dabei kippte der Stein zurÃ¼ck, und
beim Nachfassen an dem zurÃ¼ckkippenden bzw. zurÃ¼ckfallenden Stein riss bei
dem KlÃ¤ger die kurze distale Bizepssehne. Der Stein war â�� nach den Angaben
des KlÃ¤gers aufgrund seiner glitschigen OberflÃ¤che â�� nicht zu halten. Zwar ist
der Beklagten zuzugeben, dass der KlÃ¤ger die Angaben zum Unfallhergang
anfangs nicht in dieser prÃ¤zisen Form gemacht hat. Ein Hinweis auf den nach der
Beweisaufnahme zugrunde gelegten Unfallhergang findet sich jedoch bereits in den
im ErÃ¶rterungstermin vorgelegten Angaben des KlÃ¤gers im Frageboten der
privaten Unfallversicherung L. Versicherung, die nach der im ErÃ¶rterungstermin
geschilderten zeitlichen Abfolge im Jahr 2017 erfolgten. Der KlÃ¤ger teilte darin mit,
dass der umzusetzende Findling schlecht zu fassen war. Zwar hat der KlÃ¤ger
diesbezÃ¼gliche prÃ¤zisere Angaben weder Ã¼ber seinen
ProzessbevollmÃ¤chtigten in der Klage- und BerufungsbegrÃ¼ndung noch
gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen Dr. K. getÃ¤tigt, sondern erst gegenÃ¼ber
dem SachverstÃ¤ndigen Dr. D. Offenbar hat der KlÃ¤ger seine Verpflichtung zu
genaueren Angaben nicht ernst genug genommen, weil er nach eigenen Angaben
Ã¼berzeugt davon war, dass es sich bei dem Bizepssehnenriss wÃ¤hrend der Arbeit
einfach um einen Arbeitsunfall gehandelt habe. Dies Ã¤ndert jedoch zur
Ã�berzeugung des Senats nichts an der glaubhaften Aussage des Zeugen F. zum
wesentlichen Ablauf des Unfallgeschehens. Der Zeuge F. wird auch als
glaubwÃ¼rdig eingeschÃ¤tzt, wesentliche WidersprÃ¼che der Zeugenaussage im
VerhÃ¤ltnis zu den KlÃ¤gerangaben im ErÃ¶rterungstermin am 18. August 2020
und der weiteren Aussage des Zeugen G. liegen nicht vor. Soweit der Zeuge G. in
seiner Aussage bezÃ¼glich des Transports mit der Sackkarre auch einen
abweichenden Geschehensablauf ins Spiel brachte, hat er zugleich zugestanden,
sich nicht mehr an den konkreten Geschehensablauf im Einzelnen erinnern zu
kÃ¶nnen, sowie nicht unmittelbar an dem Transportgeschehen des Findlings von
der Sackkarre Ã¼ber den Mauervorsprung beteiligt gewesen zu sein, sondern ca. 1
bis 2 m davon entfernt gestanden zu haben.

Die Ruptur der kÃ¶rperfernen Bizepssehne rechts ist auch mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Sie stellt einen
Gesundheitserstschaden dar, das Vorliegen der haftungsbegrÃ¼ndenden
KausalitÃ¤t ist zu bejahen.

Die KausalitÃ¤tsfeststellungen zwischen den einzelnen Gliedern des Arbeitsunfalls
basieren auf der im gesetzlichen Unfallversicherungsrecht geltenden Theorie der
wesentlichen Bedingung. Danach geht es auf einer 1. Stufe der
KausalitÃ¤tsprÃ¼fung um die Frage, ob ein Zusammenhang im
naturwissenschaftlichen Sinne vorliegt, d. h. â�� so die neueste Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts â�� ob eine objektive Verursachung zu bejahen ist (BSG,
Urteil vom 24. Juli 2012 â�� B 2 U 9/11 R â�� juris). Beweisrechtlich ist zudem zu
beachten, dass der mÃ¶glicherweise aus mehreren Schritten bestehende
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Ursachenzusammenhang positiv festgestellt werden muss (BSG, Urteil vom 9. Mai
2006, a. a. O.) und dass die AnknÃ¼pfungstatsachen der Kausalkette im Vollbeweis
vorliegen mÃ¼ssen (BSG, Beschluss vom 23. September 1997 â�� 2 BU 194/97 â��
Deppermann-WÃ¶bbeking in: Thomann (Hrsg), PersonenschÃ¤den und
Unfallverletzungen, Referenz Verlag Frankfurt 2015, Seite 630). Aufgrund der
Unbegrenztheit der naturwissenschaftlich-philosophischen Ursachen fÃ¼r einen
Erfolg ist fÃ¼r die praktische Rechtsanwendung in einer 2. PrÃ¼fungsstufe die
Unterscheidung zwischen solchen Ursachen notwendig, die rechtlich fÃ¼r den
Erfolg verantwortlich gemacht werden bzw. denen der Erfolg zugerechnet wird, und
den anderen, fÃ¼r den Erfolg rechtlich unerheblichen Ursachen (BSG, Urteil vom 9.
Mai 2006, a. a. O.).

Die bei dem KlÃ¤ger nachgewiesene Bizepssehnenruptur lÃ¤sst sich im
naturwissenschaftlichen Sinne (1. PrÃ¼fungsstufe) hinreichend wahrscheinlich auf
das Unfallereignis zurÃ¼ckfÃ¼hren.

Die KausalitÃ¤tsbeurteilung hat auf der Basis des aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstandes Ã¼ber die MÃ¶glichkeit von UrsachenzusammenhÃ¤ngen
zwischen bestimmten Ereignissen und der Entstehung bestimmter
GesundheitsstÃ¶rungen zu erfolgen. Dies schlieÃ�t die PrÃ¼fung ein, ob ein
Ereignis nach wissenschaftlichen MaÃ�stÃ¤ben Ã¼berhaupt geeignet ist, eine
bestimmte kÃ¶rperliche StÃ¶rung hervorzurufen. Daher ist im Rahmen der 1. Stufe
der KausalitÃ¤tsprÃ¼fung nach der im gesetzlichen Unfallversicherungsrecht
geltenden Theorie der wesentlichen Bedingung die Frage mit zu beantworten, ob es
einen anerkannten wissenschaftlichen Erfahrungssatz Ã¼ber den Ursache-Wirkungs-
Zusammenhang, also die Frage der "generellen Eignung" zwischen der konkreten
Einwirkung und dem tatsÃ¤chlichen Gesundheitsschaden gibt bzw. ob das
einwirkende Ereignis als objektive Ursache Ã¼berhaupt infrage kommt. Im
vorliegenden Fall muss daher die â�� als AnknÃ¼pfungstatsache im Vollbeweis
nachzuweisende â�� konkrete Einwirkung ihrer IntensitÃ¤t nach geeignet sein, zu
einer Bizepssehnenruptur zu fÃ¼hren (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, a. a. O.;
BSG, Urteil vom 24. Juli 2012, a.a.O.).

Dies ist im Falle des KlÃ¤gers zu bejahen, die konkrete Einwirkung war ihrer
IntensitÃ¤t nach geeignet, zu der distalen Bizepssehnenruptur rechts zu fÃ¼hren.

Bei dem Riss der distalen kurzen Bizepssehne handelt es sich um eine eher seltene
Rissform (3 %), wÃ¤hrend der Riss der proximalen langen Bizepssehne mit 96 % die
hÃ¤ufigste Form ist (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Auflage, 8.2.4 Riss der Bizepssehne S. 424). Nach aktueller
Lehrmeinung sind etwa 50 % der BizepslÃ¤sionen der distalen kurzen Bizepssehne
anlagebedingt (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, a. a. O., 9. Auflage, 8.2.4.2 Riss der distalen kurzen Bizepssehne,
S. 428 ff.). Danach werden als geeignete Unfallmechanismen fÃ¼r den Riss der
distalen kurzen Bizepssehne angesehen:
â�¢ PlÃ¶tzliche, auf die vorgespannte Muskulatur einwirkende Kraft, z. B. Auffangen
einer schweren Last mit gebeugtem und supiniertem Unterarm
â�¢ Direkter Schlag eines Gegenstandes in die Ellenbeuge
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â�¢ Fehlschlag mit schwerem Hammer
â�¢ PlÃ¶tzliche passive Bewegung von muskulÃ¤r fixierten Gelenken
â�¢ Direkte Krafteinwirkung durch Quetschungen, SchlÃ¤ge oder Stiche
Als ungeeignete AblÃ¤ufe fÃ¼r den Riss der distalen kurzen Bizepssehne gelten:
â�¢ Direktes Anpralltrauma auf die Schulter
â�¢ PlÃ¶tzlicher Schmerz bei Anheben eines Gegenstandes
â�¢ Schmerz beim Schippen mit Schaufel
â�¢ Willentliche Kraftanstrengung ohne zusÃ¤tzliche Einwirkung.

Aufgrund des Ã¼berraschenden Moments des Nachfassens an dem wegen seiner
glitschigen OberflÃ¤che schwer zu fassenden mindestens ca. 50 kg schweren
Findling durch den KlÃ¤ger ist eine zusÃ¤tzliche akute Krafteinwirkung
anzunehmen, die Ã¼ber eine bloÃ�e willentliche Kraftanstrengung hinausgeht, und
die nach dem schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren Gutachten des Dr. D. nach dem
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand geeignet ist, den Riss der kurzen
distalen Bizepssehne herbeizufÃ¼hren (vgl. in diesem Sinne auch LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 26. Januar 2009 â�� L 1 U 3612/08 â�� juris Rn. 32 m. w.
N.). Die vorgenannte Krafteinwirkung hat auch im konkreten Fall den
Bizepssehnenriss mit hinreichender Wahrscheinlichkeit verursacht. Es sprechen
mehr GrÃ¼nde fÃ¼r als gegen eine unfallbedingte Verursachung. Der KlÃ¤ger hat
sofort nach dem Unfallereignis vom 22. Juli 2016 seine Arbeit abgebrochen und
musste im Krankenhaus operativ behandelt werden, fÃ¼r eine vorbestehende
VerschleiÃ�erkrankung im Sehnenbereich finden sich keine hinreichenden Hinweise.
Nach dem Gutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie Dr. K.
vom 4. Mai 2017 hat sich nach Auswertung von RÃ¶ntgenaufnahmen des rechten
und linken Ellenbogengelenks keine degenerative VerschleiÃ�erkrankung gezeigt,
auf beiden Seiten hat sich radiologisch kein Hinweis auf Verkalkungen im Bereich
der Muskel- und SehnenansÃ¤tze ergeben. Die einliegenden drei Mitek-Anker zur
Reinsertion der distalen Bizepssehne am rechten Ellenbogen haben sich
radiologisch ohne Hinweis auf Lockerung oder Infekt dargestellt. Zwar hat weder
eine makroskopische Beschreibung der Sehne im OP-Bericht des Dr. E. vom 27. Juli
2016 stattgefunden noch ist eine histologische oder kernspintomographische
Untersuchung des rechten Ellenbogengelenks in unmittelbarem zeitlichem
Zusammenhang mit dem eingetretenen Bizepssehnenriss am 22. Juli 2016 erfolgt.
Jedoch hat der SachverstÃ¤ndige Dr. D. im Gutachten vom 4. Oktober 2019
ausgefÃ¼hrt, dass in den unmittelbar posttraumatisch und prÃ¤operativ
durchgefÃ¼hrten RÃ¶ntgenaufnahmen keinerlei degenerativen VerÃ¤nderungen im
Bereich des Ansatzes der distalen Bizepssehne am rechten Unterarm zu erkennen
gewesen sind. Ebenso wenig finden sich in den beiden SachverstÃ¤ndigengutachten
Hinweise auf VorschÃ¤digungen im Bereich der rechten kÃ¶rperfernen Bizepssehne
durch die Folgen der Polytraumatisierung im Jahr 1998 bzw. 1999 oder durch die
RadiuskÃ¶pfchenfraktur rechts 1993. DiesbezÃ¼glich ist lediglich eine deutliche
FunktionseinschrÃ¤nkung des rechten Schultergelenks nach
Schulterblattmehrfragmentfraktur und Nervus-axillaris SchÃ¤digung rechts im
Rahmen der Polytraumatisierung 1998 bzw. 1999 sowie eine
RadiuskÃ¶pfchenfraktur rechts 1993 festgestellt worden (vgl. Gutachten des Dr. K.
vom 4. Mai 2017 und Gutachten des Dr. D. vom 4. Oktober 2019).
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Nichtzulassung der Revision auf
Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 01.09.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            10 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

